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Bonn, den 8. August 1972 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Agrarpolitik in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung des Rates zur Änderung der Verordnung 
(EWG) Nr. 865/68 über die gemeinsame Marktorganisation 
für Verarbeitungserzeugnisse aus Obst und Gemüse. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 26. Juli 1972 
dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemein- 
schaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist vorgesehen, die Anhörung des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses nicht. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Brandt 


Druck: Budidruckerei R. Madel, Waditberg-Villip 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 
Postfach 821, Goethestraße 54, Telefon 6 35 51 
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Vorschlag einer Verordnung des Rates 
zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 865/68 
über die gemeinsame Marktorganisation für 
Verarbeitungserzeugnisse aus Obst und Gemüse 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die gemeinsame Marktorganisation auf den Sek- 
toren Zucker und Getreide enthält ein System von 
Abschöpfungen, die den Unterschied zwischen den 
außerhalb und den innerhalb der Gemeinschaft an- 
gewandten Preisen für Zucker und Glukose decken 
sollen, wenn der Weltmarktpreis unter dem Preis 
der Gemeinschaft liegt. In Anbetracht der unmittel- 
baren Auswirkung der Preise dieser Rohstoffe auf 
die Selbstkostenpreise bestimmter Verarbeitungser- 
zeugnisse aus Obst und Gemüse wurde in Artikel 2 
der Verordnung (EWG) Nr. 865/68 des Rates vom 
28. Juni 1968 über die gemeinsame Marktorganisa- 
tion für Verarbeitungserzeugnisse aus Obst und Ge- 
müse 1 ),^ zuletzt geändert durch die Verordnung 
(EWG) Nr. 1425/71 2 ), bestimmt, daß bei der Einfuhr 
der betreffenden Erzeugnisse zusätzlich zu dem Zoll- 
satz eine Abschöpfung auf den Gehalt der verschie- 
denen zugesetzten Zuckerarten erhoben wird. 

Beim heutigen Stand der Wissenschaft ist es ver- 
mittels chemischer oder physikalischer Analyse 
nicht möglich, bei Zuckerlösungen, welche haltbar 
gemachte Früchte enthalten, zwischen dem Gehalt 
an verschiedenen natürlichen Zuckerarten und dem 
Anteil an verschiedenen zugesetzten Zuckerarten zu 
unterscheiden. Angesichts der praktischen Erforder- 
nisse und der Arbeitsbedingungen der Zollverwal- 
tungen ist es nicht möglich, andere Beweismittel, 
insbesondere in den ausführenden Drittländern aus- 
gestellte private oder amtliche Dokumente, zuzu- 
lassen. Diese Dokumente hätten nämlich in der Regel 
keine ausreichende Beweiskraft und ihre Überprü- 
fung wäre sehr schwierig oder sogar unmöglich. 

Der Gehalt der betreffenden Erzeugnisse an ver- 
schiedenen zugesetzten Zuckerarten wurde in der 
Spalte 1 des Anhangs I zur Verordnung (EWG) Nr. 
865/68 festgesetzt, der Gehalt an verschiedenen na- 
türlichen Zuckerarten nach eingehenden Untersu- 
chungen unter Berücksichtigung des gewöhnlichen 
Gehalts dieser Erzeugnisse an natürlichem Zucker 


in der Spalte 2 dieses Anhangs. Die für die betreffen- 
den Erzeugnisse geltenden Sätze des Gemeinsamen 
Zolltarifs entsprechen in ihrer Struktur den gleichen 
pauschalen Anteilen an natürlichem Zucker. 

Unter diesen Umständen ist vorzuschreiben, daß der 
Gehalt an zugesetzten Zuckerarten, wie er sich aus 
Artikel 2 der Verordnung (EWG) Nr. 865/68 ergibt, 
eine gesetzliche Fiktion ist, die nicht durch den Ge- 
genbeweis widerlegt werden kann. 

Die vorliegende Verordnung ist mehrfach geändert 
worden und weitere Änderungen in der Zukunft 
sind nicht ausgeschlossen. Aus Gründen der Klar- 
heit scheint es angebracht, die Kommission zu er- 
mächtigen den Verordnungstext in seiner letzten 
Fassung ihrer dann neu zu veröffentlichen, wenn 
dies geboten erscheint - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

Artikel 2 Absatz 1 der Verordnung (EWG) Nr. 865/68 
erhält folgenden Wortlaut: 

„ 1 . Zusätzlich zu dem in Artikel 9 Absatz 1 genann- 
ten Zollsatz wird bei der Einfuhr der in Anhang 1 
aufgeführten Waren eine Abschöpfung auf den Ge- 
halt an verschiedenen zugesetzten Zuckerarten an- 
gewandt. Diese Abschöpfung wird ungeachtet der 
Herkunft der in den betreffenden Erzeugnissen ent- 
haltenen Zuckerarten unter den in den folgenden 
Absätzen aufgeführten Bedingungen festgesetzt." 

A r t i k e 1 2 

Die Kommission wird ermächtigt, den Entscheidungs- 
teil der Verordnung (EWG) Nr. 865/68 in seiner letz- 
ten Fassung zu veröffentlichen, sooft dies erforder- 
lich erscheint. 


ü Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 153 
vom 18. Juli 1968, S. 8 

2 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 151 
vom 7. Juli 1971, S. 1 

3 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 1 
vom 1. Januar 1972, S. 1 

4 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 172 
vom 22. Juli 1968, S. 1 
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Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am dritten Tage nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu Brüssel, am 


im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Begründung 


Durch den vorliegenden Vorschlag zur Änderung 
der Verordnung (EWG) Nr. 865/68 des Rates über 
die gemeinsame Marktorganisation für Verarbei- 
tungserzeugnisse aus Obst und Gemüse soll nur 
klargestellt werden, daß der in Artikel 2 der ge- 
nannten Verordnung verwendete Begriff „verschie- 
dene zugesetzte Zuckerarten" als gesetzliche Fik- 
tion zu verstehen ist und daß der Zuckergehalt da- 
her ausschließlich gemäß den in Anhang I der Ver- 
ordnung aufgeführten Pauschalwerten und nach der 
in Artikel 2 vorgesehenen Berechnung bestimmt 
wird. 

Während seit dem Erlaß dieser Verordnung die 
Kommission und dem Vernehmen nach auch die 
mitgliedstaatlichen Verwaltungen stets diese Aus- 
legung unterstützt haben, war der Europäische Ge- 
richtshof im Rahmen eines Ersuchens um Vorabent- 
scheidung, mit dem er gemäß Artikel 177 des EWG- 
Vertrages befaßt war (vgl. Rechtssache 3/71, Bagu- 
sat gegen HZA Berlin-Packhof, Urteil vom 17. Juni 
1971), zu einem anderen Schluß gelangt. In diesem 
Urteil betrachtete der Gerichtshof den genannten Be- 
griff nur als eine widerlegbare Vermutung, die es 
den Importeuren erlaube, den Gegenbeweis zu er- 
bringen, daß den betreffenden Erzeugnissen tat- 
sächlich kein Zucker zugesetzt worden sei, so daß 
sie nicht abschöpfungspflichtig wären. 

Diese Auslegung, die der Gerichtshof gestützt auf 
Wortlaut und Gegenstand der Verordnung Nr. 865/ 
68 vertrat, führte in der Praxis alsbald zu erheb- 
lichen Schwierigkeiten, da es in der überwiegenden 
Mehrheit der Fälle völlig unmöglich ist, anhand 
eines chemischen oder physikalischen Verfahrens 
in Fruchtkonserven natürlichen von zugesetztem 
Zucker zu unterscheiden. 

Was die Zulassung anderer als chemischer oder 
physikalischer Beweismittel anbelangt, so würde 
sie auf unverhältnismäßig große verwaltungstech- 
nische Schwierigkeiten stoßen und wäre stets mit der 
Gefahr eines Rechtsmißbrauchs verbunden. 

Die Kommisison wird zur Vorlage dieses Änderungs- 
vorschlags auch dadurch angeregt, daß der Gerichts- 


hof vor kurzem in einem gleichartigen zollrecht- 
lichen Fall zu einem anderen Ergebnis gelangt ist, 
als er feststellte, daß die betreffenden Bestimmun- 
gen des Gemeinsamen Zolltarifs — insbesondere die 
zusätzliche Vorschrift Nr. 2 zu Kapitel 20, wonach 
„Früchte mit Zusatz von Zucker" gelten, wenn ihr 
Zuckergehalt höher ist als ein bestimmter Prozent- 
satz - im Sinne einer gesetzlichen Fiktion auszu- 
legen sind (vgl. Rechtssache 92/71, Firma Interfood 
gegen HZA Hamburg-ERICUS, Urteil vom 26. April 
1972). Auch wenn sich die Begründungen dieser bei- 
den Regelungen nicht völlig decken, sprechen den- 
noch zahlreiche Gründe für eine gleichlautende Aus- 
legung der oben genannten Begriffsbestimmungen. 

Zwar ändert das Urteil des Gerichtshofs in der 
jüngsten Rechtssache grundsätzlich nichts an der 
Rechtsprechung des Urteils Nr. 3/71. Der Gerichts- 
hof war sich jedoch über die Problematik einer 
unterschiedlichen Auslegung im klaren und erklärte 
daher in den Entscheidungsgründen zu dem Urteil 
Nr. 92/71 ausdrücklich: 

„Sicherlich ist es in praktischer Hinsicht unbefrie- 
digend, daß diese beiden Regelungen für die Bestim- 
mung der Veranlagungsgrundlage von Abschöpfung 
einerseits und Zoll andererseits von unterschied- 
lichen Gesichtspunkten ausgehen; es ist jedoch nicht 
Sache des Gerichtshofes, hier für Abhilfe zu sorgen 
und im Wege der Auslegung den Inhalt der im 
einen oder anderen Falle anwendbaren Vorschriften 
zu ändern, denn hierfür ist ausschließlich der Ge- 
meinschaftsgesetzgeber zuständig. " 

Die Schlußanträge des Herrn Generalanwalts Roemer 
in dieser Rechtssache bestätigen die Analyse des 
Urteils. 

Mit dieser Änderung, die natürlich erst in der Zu- 
kunft wirksam werden kann, schlägt die Kommission 
daher vor, jede Unklarheit in bezug auf die Ausle- 
gung der Verordnung Nr. 865/68 zu beseitigen und 
auf diese Weise gleichzeitig wieder Übereinstim- 
mung zwischen der Abschöpfungsregelung und der 
tariflichen Einordnung herzustellen. 


4 



